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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juni 1960 

8 — 65304 — 3541/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 des Zollgesetzes 
vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1671) den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Ersten Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1960 
(Rohaluminium usw.) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96 a der Geschäftsordnung des Bundestages. Die Verordnung 
sieht die Neuregelung von gewerblichen Schutzzöllen vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Entwurf einer Ersten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1960 
(Rohaluininium usw.) 


Auf Grund des § 49 Abs. 2 Nr, 1 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) 
in der Fassung des Artikels 1 Nr, 1 des Fünften Zoll- j 
änderungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetz- ' 
blatt I S. 1671) verordnet die Bundesregierung, nach- ' 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme i ^ 
gegeben worden ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages; 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1960 (Bundesgesetzbl. 1960 
II S. 1521 ) wird mit Wirkung vom 1. Juli 1960 wie 
folgt geändert: 

1. In der Tarifnr. 44.18 (Sogenanntes Kunstholz 
usw.) wird in Absatz A (Flachsschäbenplatten) 
in der Zollsatzspalte ''für Waren aus dem freien 
Verkehr der (B), EWG oder @j " der Zollsatz 
„12" geändert in „11". 

2. In der Tarifnr. 48.01 (Maschinenpapier und Ma- 
schinenpappe usw.) wird in Absatz B (Stroh- 
pappe) in der Zollsatzspalte "für Waren aus 
dem freien Verkehr der ©, EWG oder @] " der 
Zollsatz „15" geändert in „14". 


3. In der Tarifnr. 48.16 (Schachteln, Säcke, Beutel, 
Tüten usw.) wird in Absatz B-2 (ganz oder teil- 
weise aus Strohpappe) in der Zollsatzspalte „für 
Vv^aren aus dem freien Verkehr der (fS), EWG 
oder igi" der Zollsatz „12" geändert in „11". 

In der Anmerkung 2 zu Tarifnr. 76.01-B-l wird 
der dritte Absatz gestrichen. 

In der Tarifnr. 83.09 (Verschlüsse, Verschlußbü- 
gel usw., aus unedlen Metallen usw.) wird in der 
Überschrift in der letzten Zeile das Wort „Splin- 
te" geändert in „Zweispitzniete". 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1} in Verbindung mit Artikel 2 des Fünften 
Zolländerungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am fünften Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 bis 3 

1. Durch die Vierte Konjunkturpolitische Zollscn- 
kung, die am 20. August 1957 in Kraft trat, wurden 
die Zollsätze für Waren der gewerblichen Wirtschaft 
regelmäßig um 25 Vo gesenkt. Dadurch ermäßigten 
sich die Zollsätze für 

Flachsschäbenplatten von 15®/o auf ll®/o 

Strohpappe von 19 ®/o auf 14 ^/o 

Schachteln, Säcke, Beutel, 

Tüten usw., ganz oder teil- 
weise aus Strohpappe von 15 ^/o auf 11 ”/o. 

Die Verminderung des Zollschutzes führte im Ver- 
laufe von wenigen Monaten bei den Erzeugern von 
Flachsschäbenplatten und Strohpappe zu wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten. Durch die Dritte Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1958 
vom 25. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 562) wurden 
deshalb Flachsschäbenplatten sowie Strohpappe 
und Verpackungsmittel aus Strohpappe von der 


Vierten Konjunkturpolitischen Zollsenkung mit 
Wirkung vom 7. August 1958 ausgenommen. Hier- 
durch erhielten die in Rede stehenden Waren wie- 
der ihre alten Zollsätze. 

2. Die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft sieht in dieser Maßnahme — soweit 
I dadurch die Einfuhr aus Mitgliedstaaten der Euro- 
i päischen Wirtschaftsgemeinschaft betroffen wird — 
^ eine unzulässige Zollsatzerhöhung im Sinne des 
* Artikels 12 des EWG-Vertrages. Sie hat deshalb 
die Bundesregierung aufgefordert, die erwähnten 
I Zollsätze für die Einfuhren aus den Mitgliedstaa- 
ten der EWG wieder auf den Stand nach der Vierten 
Konjunkturpolitischen Zollsenkung zu ermäßigen. 
Dieser Forderung wird durch die vorliegende Ver- 
ordnung entsprochen. 

I Zu § 1 Nr. 4 

i 1. Der Deutsche Zolltarif 1960 sieht in der Anmer- 
. kung 2 zu Tarifnr. 76.01-B-l für die Zeit vom 1. Janu- 
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ar 1960 bis 31. Dezember 1960 für nicht legiertes 
Rohaluminium ein zollfreies Kontingent in Höhe 
von 56 000 t vor. Von der Kontingentsmenge dürfen 
je Kalendervierteljahr nicht mehr als 14 000 t einge- 
führt werden. Außerdem sind die Vierteljahresmen- 
gen vorweg um die Mengen zu ermäßigen, die im 
jeweils vorletzten Kalendervierteljahr zu Zollver- 
edelungsverkehren abgefertigt worden sind; das 
waren im ersten Halbjahr I960 rund 12 400 t. 

2. Der Einfuhrbedarf an Rohaluminium ist im Jahre 
1960 infolge unerwartet starker Nachfrage erheblich 
gestiegen. Es erscheint deshalb aus wirtschaftlichen 


Gründen geboten, im zweiten Halbjahr 1960 das 
zollfreie Kontingent von 28 000 t ohne Abzug der 
im Zollveredelungsverkehr eingeführten Mengen 
zur Verfügung zu stellen. 

Zu § 1 Nr. 5 

Durch die Änderung wird die Überschrift der Tarif- 
nr. 83.09 — entsprechend dem französischen und 
englischen Wortlaut des Brüsseler Zolltarifschemas 
1955 — genauer wiedergegeben. Die Änderung 
dient der Klarstellung. 
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